
Fragen zum Arbeitsschutz

Bei Einführung neuer Gesetze und
anderer Regelungen treten Fragen
erfahrungsgemäß verstärkt am An-
fang ihrer Umsetzung auf. Dies gilt
auch für betriebliche Regelungen.
An die Vollzugsbehörden der Länder,
also die staatlichen Ämter für Ar-
beitsschutz/Gewerbeaufsichtsäm-
ter, werden derartige Fragen zur Um-
setzung vom Arbeitsschutzgesetz
(ArbSchG) und der Betriebssicher-
heitsverordnung (BetrSichV) in spe-
zieller und allgemeiner Form heran-
getragen. Der zuständige Arbeits-
ausschuss des Länderausschusses
für Anlagensicherheit (LASI) berät
solche Zweifelsfragen und veröffent-
licht in Form von Fragen und Antwor-
ten sogenannte Leitlinien zur Ausle-
gung der gesetzlichen Regelungen.
Die Fragen und Antworten werden je
nach Erfordernis aktualisiert.
Eine besondere Bedeutung kommt
der Gefährdungsbeurteilung in Klein-
betrieben ( 10 Mitarbeiter) zu. Ins-
besondere die Anforderungen an die
Dokumentation bereiten immer wie-
der Schwierigkeiten. Nähere Erläute-
rungen hierzu finden Sie in diesem
Heft auf den Seiten 11 und 12 von
Lernen und Können.

Praxisgebühr
bei Arbeitsunfall

Frage: Für Versicherte in der gesetz-
lichen Unfallversicherung ebenso
wie bei den Betrieben bestehen viel-
fach Unklarheiten über die Zuzahlun-
gen bei Arznei- und Heilmitteln sowie
die Zahlung der so genannten Pra-
xisgebühr. Müssen diese bei
Arbeitsunfällen entrichtet werden?
LASI: Die gesetzliche Unfallversiche-

rung ist von der ab 1. Januar 2004
geltenden Rechtsänderung nicht be-
troffen. Nach wie vor rechnet der be-
handelnde Arzt seine Gebühren di-
rekt mit der Berufsgenossenschaft
ab. Es fallen somit keine Praxisge-
bühren für die Patienten an, sie
müssen auch keine Versichertenkar-
te vorlegen. 
Wichtig ist jedoch, dass sich Patien-
ten nach einem Arbeitsunfall zu-
nächst an einen Durchgangsarzt
wenden. Der nächst gelegene Durch-
gangsarzt kann beim Arbeitgeber er-
fragt werden. Er sollte auch auf dem
im Betrieb vorhandenen Erste-Hilfe-
Aushang angegeben sein (Bild ➊)

Prüffristen

Insbesondere bei elektrischen Anla-
gen und Betriebsmitteln kommt in
Zusammenhang mit § 3 Abs. 3 und
§ 10 Abs. 2 der BetrSichV der Frage
zur Anwendung bisheriger Prüffris-
ten eine besondere Bedeutung zu.

Frage: In welchem Umfang sind die
Prüffristen der Unfallverhütungsvor-
schriften nach dem Inkrafttreten der
BetrSichV für den Arbeitgeber bin-
dend?
LASI: Das Konzept der BetrSichV
sieht vor, dass der Arbeitgeber im
Rahmen der Gefährdungsbeurtei-
lung nach § 3 Abs. 3 BetrSichV 
• Art, 
• Umfang und 
• Fristen 
notwendiger Prüfungen ermittelt und
festlegt. Dabei wird er nach Anhang
2 verpflichtet, sich die notwendigen
Informationen zu beschaffen, die
Hinweise zur sicheren Bereitstellung
und Benutzung der Arbeitmittel ge-
ben. Dies sind im Bereich der Prü-

fungen z. B. Informationen des Her-
stellers zur Prüfung von Arbeitsmit-
teln, die er zu beachten hat. Er muss
bei den Maßnahmen aber auch den
Stand der Technik beachten. Dazu
gehören u. a. die bisherigen Prüfvor-
schriften in den Unfallverhütungsvor-
schriften und Regeln der Berufsge-
nossenschaften.
Es reicht aber nicht, dass der Arbeit-
geber entsprechend § 8 ArbSchG
die Prüffristen der Unfallverhütungs-
vorschriften ohne kritische Beurtei-
lung des konkreten Falles über-
nimmt. Er muss zusätzlich im Rah-
men der Gefährdungsbeurteilung
auch prüfen, ob aufgrund besonde-
rer betrieblicher Gegebenheiten kür-
zere Prüffristen festzulegen sind.
Nach staatlichem Recht wird dem Ar-
beitgeber andererseits aber auch
die Möglichkeit eingeräumt, längere
Prüffristen festzulegen, wenn dies
das Ergebnis der Gefährdungsbeur-
teilung zulässt.
Letztlich bedeutet dies bei elektri-
schen Anlagen und Betriebsmitteln
keine Änderung gegenüber der bis-
herigen Situation.

In der maßgebenden BG-lichen Vor-
schrift BGV A2 heißt es in § 5 Abs.
1 Satz 2:
Die Fristen (für Wiederholungsprü-
fungen) sind so zu bemessen, dass
entstehende Mängel, mit denen ge-
rechnet werden muss, rechtzeitig
festgestellt werden.
Letztlich kann und konnte der Betrieb,
d. h. die verantwortliche Elektrofach-
kraft, schon immer die Prüffristen un-
ter Berücksichtigung der Durchfüh-
rungsanweisung zur BGV A2 und der
Situation im Betrieb festlegen. Im
Zweifelsfall empfiehlt sich ergänzend
eine Abstimmung mit Berufsgenos-
senschaft und Gewerbeaufsichtsamt/
Staatliches Amt für Arbeitsschutz.
Ergänzend wird vom LASI zu § 10
Abs. 2 der BetrSichV „Wiederkeh-
rende Prüfung von Arbeitsmitteln"
darauf verwiesen, dass die Regelun-
gen in den Unfallverhütungsvor-
schriften derzeit die Anforderungen
der BetrSichV konkretisieren und als
Erkenntnisquelle für die Ermittlung
von Art, Umfang und Fristen notwen-
diger Prüfungen weiterhin herange-
zogen werden können.

Elektropraktiker, Berlin 58 (2004) 10798

BETRIEBSFÜHRUNG

Leitlinien zum ArbSchG 
und zur BetrSichV
Der Länderausschuss für Anlagensicherheit (LASI) kommen-
tiert und interpretiert u. a. nach Bedarf die sehr allgemein ge-
haltenen Festlegungen im Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) und
in der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV). Diskussions-
punkte sind auch die Dokumentation der Gefährdungsbeurtei-
lung in Kleinbetrieben sowie Prüffristen. 

➊ Dieses Plakat der BGI 510.1 „Erste Hilfe“ gehört in je-
den Betrieb und auf jede Baustelle. In dem Kasten unten
rechts finden sich Angaben über die wichtigen Ansprech-
partner bei einem Unfall, z. B. den Durchgangsarzt.



Für den ersten Eindruck gibt
es keine zweite Chance

Gut geführte Unternehmen legen
Wert auf einen einladenden Ein-
gangsbereich, gepflegte Waschräu-
me und auf Mitarbeiter in einheit-
licher und attraktiver Berufskleidung.
Sie setzen Image und Sauberkeit als
Visitenkarte ihres Betriebes ein.
Manche Anbieter haben diese Ima-
geleistungen unter einem Dach ge-
bündelt und bietet diese aus einer
Hand an. So hat der Kunde nur einen
Ansprechpartner zu konsultieren und
kann sich dann voll und ganz auf sei-
ne eigenen Kernkompetenzen kon-
zentrieren.

Berufskleidung
im Miet-Service

Wird ein solcher Service genutzt,
sind die Mitarbeiter eines Hand-
werks- oder Industriebetriebes mit
berufsspezifischer Miet-Kleidung
ausgestattet. Vor Ort nimmt der Kun-
denberater Maß und stellt die pas-
senden Artikel zusammen. Mit Hilfe
eines kleinen elektronischen Chips,
der sich in jedem Kleidungsteil befin-
det, wird gewährleistet, dass der
Mitarbeiter nach jedem Wäsche-
tausch seine persönliche Berufsklei-
dung zurückerhält. 
Der einheitliche Auftritt eines Betrie-
bes kann auf Wunsch mit der Anbrin-
gung von Namens-, Firmen- oder Ver-
bandsemblemen noch verstärkt wer-
den.
Mit der Industriewäsche im Mietser-
vice ein bestmögliches Waschergeb-
nis erzielt. Je nach Verschmutzung
kommen 50 Waschsortierungen und
15 Waschprogramme zum Einsatz.
Im Vergleich zur Haushaltswäsche
bringt dies deutliche Einsparungen:
• 30 % geringerer Verbrauch an

Ressourcen
• 73 % geringere Wassermengen
• 50 % geringerer Verbrauch an Pri-

märenergie.
Bei Beschädigung oder Verschleiß
der Bekleidung wird funktionsgerecht
vom Dienstleister repariert bzw. un-
brauchbar gewordene Teile ausge-
tauscht. Auch auf Personalverände-
rungen wird sofort reagiert. Überflüs-
sige Teile werden zurückgenommen
und neue Mitarbeiter innerhalb von

zwei Wochen ausgestattet. Zu einem
fest vereinbarten Wochentag bringt
der Servicefahrer die saubere Klei-
dung und holt gleichzeitig die
Schmutzwäsche zum Waschen ab. 

Waschraumhygiene,
Schmutzfang und Erfrischung

Ein hygienisch einwandfreier Wasch-
raum spiegelt die hohe Mitarbeiter-
und Kundenorientierung eines
Unternehmens wieder. Mit dem ent-
sprechenden Angebot ist dafür ge-
sorgt, dass Waschräume und Toilet-
ten hygienisch sicher sind, Schmutz
von Fußböden ferngehalten wird und
erfrischendes Tafelwasser die Ge-
sundheit und Produktivität am Ar-
beitsplatz fördert. Das Produktange-
bot kann sehr vielseitig sein  und un-
ter anderem Handtuch-, Seifen- und
Toilettenpapierspender, Duftsyste-
me, Schmutzfangmatten (Bild ➊)
und Tafelwassergeräte umfassen. 
Der Service umfasst Beratung, In-
stallation und Tausch- bzw. Nachfüll-
service. So werden beispielsweise
in regelmäßigem Abständen Hand-
tuchrollen und Schmutzfangmatten
ausgetauscht, Seifen und Lotionen
geliefert, Papiervorräte hinterlegt
usw. B. Duchmann

Diese Sicht der Situation kann sich
erst ändern, wenn der Betriebssi-
cherheitsausschuss eigene Rege-
lungen veröffentlicht. Dabei wird
man allerdings kaum von bewährten
Festlegungen in den Unfallverhü-
tungsvoschriften abweichen.

Dokumentation

Frage: Nach § 11 BetrSichV sind die
Ergebnisse der Prüfungen von Ar-
beitsmitteln aufzuzeichnen. Welche
Anforderungen werden an die Auf-
zeichnungen gestellt, z. B. hinsicht-
lich Inhalt, Form und Nachweis der
Prüfung sowie über die Befähigung
des Prüfenden?
LASI: Durch die BetrSichV werden
keine konkreten Anforderungen an
die Nachweisführung gestellt. In Ab-
hängigkeit von den geprüften Ar-
beitsmitteln ist Form und Inhalt
durch den Arbeitgeber festzulegen.
Die Aufzeichnungen müssen der Art
der Prüfung angemessen sein und
können dementsprechend folgende
Angaben enthalten:
• Datum der Prüfung,
• Art der Prüfung,
• Prüfgrundlagen (u. a. Berufsge-

nossenschaftliche Standards,
Normen, z. B. des DIN oder VDE),

• Was wurde im Einzelnen geprüft?
• Feststellungen im Ergebnis der

Prüfung,
• Mängel und deren Bewertung,
• Aussagen zum Weiterbetrieb,
• Termin der nächsten Prüfung

(nach Mängelabstellung, wieder-
kehrende Prüfung),

• Name/Bezeichnung des Prüfers.
Die Voraussetzungen, die die befä-
higten Personen erfüllen müssen,
sind im Rahmen der Gefährdungs-
beurteilung festzulegen.
Anmerkung: Die „Befähigte Person“
im Bereich der Elektrotechnik wird
dem Grundsatz nach stets eine
Elektrofachkraft sein, die allenfalls
bestimmte Teilaufgaben unter ihrer
Leitung und Aufsicht an andere Per-
sonen, z. B. elektrotechnisch unter-
wiesene Personen, delegieren kann.

Frage: Wie hat auf Baustellen bei Ar-
beitsmitteln der Nachweis der letz-
ten Prüfung entsprechend § 11 der
BetrSicherV zu erfolgen?
LASI: Für Geräte kann der Nachweis
auf der Baustelle zwar mit einer Pla-
kette (Bild ➋) am Arbeitsmittel  ge-
führt werden, im Betrieb muss aber
die Aufzeichnung über das Ergebnis
der Prüfung vorliegen.

Wiederholung der 
Gefährdungsbeurteilung

In diesem Zusammenhang ist § 3
Abs. 1 der Betriebssicherheitsver-
ordnung zu berücksichtigen.

Frage: In welchen Zeitabständen ist
eine Wiederholung, Aktualisierung
oder Überarbeitung der Gefähr-
dungsbeurteilung erforderlich?
LASI: Mindestfristen sind nicht vor-
gegeben. Eine Gefährdungsbeurtei-
lung muss überprüft und gegebe-
nenfalls aktualisiert werden, wenn
sich die verwendeten Arbeitsmittel,
die Technologie, die Arbeitsbedin-
gungen, die Arbeitsstoffe oder der-
gleichen ändern. Hier liegt die Ent-
scheidung – aber auch die Verant-
wortung – beim Unternehmer.
Im Allgemeinen ist für stationäre,
gleichartige Tätigkeiten die Gefähr-
dungsbeurteilung relativ selten zu
wiederholen. Auf Bau- und Montage-
stellen hat eine erneute Gefähr-
dungsbeurteilung je nach Wechsel
der Tätigkeit und des Arbeitsplatzes
oft täglich oder noch häufiger zu 
erfolgen. Im Übrigen ist die Forde-
rung nach einer Gefährdungsbeur-
teilung schon immer in der Praxis re-
alisiert worden, da für die verschie-
denen Tätigkeiten im Einzelfall vom
Unternehmer bzw. der Führungskraft 
jeweils festgelegt wurde, welche 
Aufstiegshilfsmittel, Abdeckeinrich-
tungen, persönliche Schutzaus-
rüstungen usw. für die einzelne 
Tätigkeit verwendet werden müs-
sen.

H-H. Egyptien
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Sauberkeit und Imagegewinn
für Industrie und Handwerk
Für kleine und mittlere Betriebe ist ein professioneller Service
für die Berufskleidung und Waschraumhygiene ein wichtiger
Bestandteil der Unternehmenskultur. Bei der Abwicklung wer-
den klare Vorteile deutlich, wenn diese Dienstleistungen aus
einer Hand angeboten werden. 

➋ Für Betriebsmit-
tel auf Bau- und
Montagestellen
kann der Prüfnach-
weis entsprechend
§ 11 der Betriebs-
sicherheitsverord-
nung mit einer der-
artigen Plakette
geführt werden.
Die Dokumenta-
tion über eine sol-
che Prüfung ist im
Betrieb aufzube-
wahren.

➊ Mit Schmutzfangmat-
ten beginnt Sauberkeit
bereits an der Eingangs-
tür und das im einheit-
lichen Firmen-Design 
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